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Vorwort

Der Startschuss für die Erstellung des vorliegenden Kommentars fiel bereits im
Sommer 2021 und somit mehr als ein Jahr vor Inkrafttreten des Gesetzes. Zwei
Jahre für die Fertigstellung waren eine bewusste Entscheidung des Herausgebers,
die zwei Gründe hatte:

Zunächst sollte das Werk als Praxiskommentar dem Namen gerecht werden und
Erfahrungswerte der Autorinnen und Autoren aus der praktischen Umsetzung des
LkSG wiedergeben, was durch ein früheres Veröffentlichungsdatum nicht möglich
gewesen wäre. Das LkSG ist weniger ein Rechts- als ein Umsetzungsthema, auch
wenn es auslegungsbedürftige Begriffe enthält. Notwendige Voraussetzung für eine
ebenso effektive wie kosteneffiziente Umsetzung ist, dass man bspw. weiß, wie
Konzernstrukturen funktionieren und wie Prozesse im Einkauf ablaufen. Vor allem
ist Praxiswissen erforderlich, wie Risikomanagementsysteme wirksam konzipiert
und umgesetzt werden, ohne die Mitarbeiter mit Policies, Handlungsanweisungen
und Prozessbeschreibungen zu „erschlagen“.

Die meisten LkSG-Kommentare sind zu stark rechtlich ausgerichtet und zu
wenig prozess- und umsetzungsorientiert. Einen weiteren LkSG-Kommentar he-
rauszugeben, der sich theoretisch mit den gesetzlichen Begrifflichkeiten auseinan-
dersetzt, war nicht das Ziel. Vielmehr sollte der Kommentar eine praxisbezogene
Darstellung der Umsetzung der gesetzlichen Vorschriften enthalten. So ist die
Kommentierung der Risikoanalyse nach § 5 LkSG auch durch das Umsetzungs-
beispiel bei EnBW in erster Linie als Anleitung für die betriebliche Praxis und
weniger als eine Gesetzeskommentierung verfasst.

Weiterer Grund für die Bearbeitungsdauer war die Ausschreibung des Bundes-
amts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) im Dezember 2021. Darin ging
es vor allem um die Auslegung offener Rechtsfragen, die Übersetzung der gesetzli-
chen Anforderungen in Prüfanforderungen, die Identifikation von Themen für
mögliche Handreichungen sowie die Erstellung eines umfassenden Prüfkonzeptes.
An dieser Ausschreibung nahm auch der Herausgeber als Projektleiter eines Kon-
sortiums aus mehreren Beratungsunternehmen teil, das den Zuschlag für ein
wesentliches Arbeitspaket erhielt. Im Rahmen dieses BAFA-Mandats konnte ein
vertieftes Verständnis für die angemessene und wirksame Umsetzung des LkSG
entwickelt werden.

Die teilweise harsche Kritik an der Arbeit des BAFA, etwa in sozialen Medien,
die die Ebene eines sachlichen Diskurses mitunter verließ, war überzogen und
teilweise nicht fundiert. So war regelmäßig zu lesen, dass die Handreichungen des
BAFA die gesetzlichen Anforderungen verschärft hätten. Diesen und ähnlichen
pauschalen Aussagen kann nicht gefolgt werden. Denn von einer Verschärfung der
gesetzlichen Anforderungen durch die BAFA-Handreichungen kann keine Rede
sein. Vielmehr bewirken sie eine Erleichterung für betroffene Unternehmen, wie
folgendes Beispiel verdeutlicht:

Eine der zentralen Herausforderungen aus Sicht der Unternehmen bei der
Umsetzung der LkSG-Sorgfaltspflichten ist die oftmals enorme Anzahl unmittel-
barer Zulieferer, die selbst bei klassischen Mittelständlern häufig im unteren fünf-
stelligen Bereich liegt. Nach dem Wortlaut des § 5 Abs. 1 LkSG müsste bei jedem
einzelnen Zulieferer eine Ermittlung und Bewertung von Risiken durchgeführt
werden. Erst die in der Handreichung des BAFA zur Risikoanalyse (dort S. 14)
skizzierte abstrakte Risikobetrachtung ermöglichte die mitunter signifikante Redu-
zierung der Gesamtzahl der betrachteten Zulieferer und die Fokussierung auf
Hochrisiko-Zulieferer. Somit zeigte die BAFA-Handreichung einen Weg auf, wie
auf eine individuelle Analyse aller einzelnen Zulieferer verzichtet und Ressourcen
risikobasierter eingesetzt werden können.
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Schließlich sollte bei aller Kritik am LkSG die Zielsetzung des Gesetzes nicht
vergessen werden: Die Verbesserung der weltweiten Menschenrechtslage entlang
von Lieferketten (BT-Drs. 19/28649, 1). Nach aktuellen Schätzungen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (ILO) und von UNICEF sind 160 Mio. Mädchen und
Jungen von Kinderarbeit betroffen und 50 Mio. Menschen leben in moderner
Sklaverei. Das LkSG sowie die erwartete Corporate Sustainability Due Diligence
Directive (CSDDD) bilden aus gesetzgeberischer Sicht einen Ausgangspunkt für
eine Verbesserung dieser Zustände. Die Umsetzung ist ein Lernprozess sowohl für
Unternehmen als auch Aufsichtsbehörden.

Ich hoffe, dass das vorliegende Werk eine nützliche Hilfestellung bei der Umset-
zung bietet. Den Autorinnen und Autoren, die das Werk neben ihrer hauptberuf-
lichen Tätigkeit ermöglicht und ihre Erfahrungen geteilt haben, gilt mein großer
Dank.

September 2023 Nima Ghassemi-Tabar

Vorwort
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